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BUNDESGESETZBLATT 
FÜR DIE REPUBLIK ÖSTERREICH 

Jahrgang 2006  Ausgegeben am 15. Februar 2006  Teil II 

65. Verordnung: Änderung der Fahrprüfungsverordnung (5. Novelle zur FSG-PV) 

65. Verordnung des Bundesministers für Verkehr, Innovation und Technologie, mit der 
die Fahrprüfungsverordnung geändert wird (5. Novelle zur FSG-PV) 

Auf Grund des § 11 Abs. 7, § 12 Abs. 4 und § 13 Abs. 8 des Führerscheingesetzes, BGBl. I 
Nr. 120/1997, idF BGBl. I Nr. 152/2005, wird verordnet: 

Die Fahrprüfungsverordnung, BGBl. II Nr. 321/1997, idF BGBl. II Nr. 115/2004, wird wie folgt ge-
ändert: 

1. § 1 Abs. 3 lautet: 
„(3) Die Prüfung hat aus einem Teil mit mindestens zehn allgemeinen Fragen, einschließlich Ver-

kehrszeichen und Vorrangsituationen, und einem Teil mit mindestens fünf klassenspezifischen Fragen 
jeweils für die angestrebte(n) Klasse(n) zu bestehen, wobei auch noch vertiefte Kenntnisse abgefragt 
werden können (Zusatzfragen). Im Fall der Ausdehnung der Lenkberechtigung für die Klasse B auf die 
Klassen A oder B+E hat die Prüfung jeweils lediglich aus einem Teil mit mindestens zehn klassenspezifi-
schen Fragen zu bestehen, wobei auch noch vertiefte Kenntnisse abgefragt werden können (Zusatzfra-
gen).“ 

2. § 2 Abs. 2 lautet: 
„(2) Alle richtigen Antworten aus den Teilbereichen „Allgemeine Fragen mit Verkehrszeichen und 

Vorrang“ sowie „Klassenspezifische Fragen“ sind getrennt auszuwerten. Die Prüfung gilt als bestanden, 
wenn insgesamt mindestens 80 Prozent und für die „Klassenspezifischen Fragen“ mindestens 60 Prozent 
der höchstmöglichen Punkteanzahl erreicht wurden; bei den „Klassenspezifischen Fragen“ der Klasse C, 
C+E, D, D+E sowie F (ausgenommen F in Verbindung mit anderen Klassen) und der Unterklassen C1 
und C1+E müssen jedoch mindestens 80 Prozent der höchstmöglichen Punkteanzahl erreicht werden. Im 
Fall der Ausdehnung der Lenkberechtigung für die Klasse B auf die Klassen A oder B+E (§ 1 Abs. 3 
zweiter Satz) müssen mindestens 80 Prozent der höchstmöglichen Punkteanzahl erreicht werden, damit 
die Prüfung als bestanden gilt. Wurde die erforderliche Punkteanzahl auch nur in einem Teilbereich nicht 
erreicht, so gilt die gesamte Prüfung als nicht bestanden und muss zur Gänze wiederholt werden. 

3. § 3 Abs. 5 lautet: 
„(5) Für die theoretische Fahrprüfung hat der Landeshauptmann eine geeignete Aufsichtsperson aus 

dem Personalstand einer Gebietskörperschaft oder der Liste der bestellten Fahrprüfer zu bestellen oder 
durch die Behörde bestellen zu lassen. Die Fahrschule hat bei der Behörde die Beistellung einer Auf-
sichtsperson anzufordern, wenn zumindest sechs Kandidaten für die theoretische Fahrprüfung vorhanden 
sind. Die Aufsichtsperson hat bei jedem Kandidaten die Identität festzustellen und die Namen mit den in 
der Kandidatenliste genannten Namen zu vergleichen. Nach Beendigung der Prüfung hat die Aufsichts-
person die Prüfungsergebnisse der Kandidaten einzusammeln, die Prüfsummen darauf zu überprüfen, den 
Ergebnisausdruck zu unterschreiben und den Kandidaten das Ergebnis bekanntzugeben. Die Prüfungser-
gebnisse sind unverzüglich nach Beendigung der täglichen Aufsichtstätigkeit, spätestens aber am nächs-
ten Arbeitstag in das Führerscheinregister einzutragen. Die Aufsichtsperson hat den Antrag und die dazu-
gehörigen Beilagen von der Fahrschule zu übernehmen und an die das Verfahren führende Behörde zu 
übermitteln. Ist die Prüfsumme auf einem Ergebnisausdruck eines Kandidaten falsch, so ist diesem die 
Prüfung nicht anzurechnen. Die Prüfungsergebnisse und der dazugehörige Datenträger sind der Behörde 
zu übermitteln, die die Ergebnisse im Akt festzuhalten hat.“ 
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4. In § 6 wird folgender Abs. 1a eingefügt: 
„(1a) Die Fahrschule hat bei der Behörde die Beistellung eines Fahrprüfers anzufordern, wenn sie 

eine entsprechende Auslastung des Prüfers (die einem Zeitaufwand für sechs Fahrprüfungen für die Klas-
se B oder  vier Fahrprüfungen für die Klasse C entspricht) für den Zeitraum, in dem der Fahrprüfer zur 
Verfügung stehen soll, garantieren kann.“ 

5. § 6 Abs. 8 zweiter Satz lautet: 
„Am Ende der Prüfung sind Prüfungsdauer und –strecke in das Prüfungsprotokoll gemäß der Anlage 1 
einzutragen sowie die Wertung „bestanden“ oder „nicht bestanden“. 

6. In § 6 werden folgende Abs. 11 bis 14 angefügt: 
„(11) Nach erfolgreich abgelegter praktischer Fahrprüfung hat der Fahrprüfer den vorläufigen Füh-

rerschein gemäß Anlage 2 auszuhändigen. Wurden mehrere Klassen oder Unterklassen beantragt, so ist 
für jede Klasse oder Unterklasse, für die die Fahrprüfung bestanden wurde, ein vorläufiger Führerschein 
gemäß Anlage 2 auszuhändigen. Wurden von mehreren beantragten Klassen oder Unterklassen nicht alle 
bestanden, so hat der Kandidat bekanntzugeben, ob für ihn ein Führerschein ausgestellt werden soll. 
Wünscht der Kandidat keine Ausstellung des Führerscheines, ist ihm kein Kostenblatt (Abs. 14) auszu-
händigen. Die Entscheidung des Kandidaten ist gemeinsam mit dem Prüfungsergebnis vom Fahrprüfer im 
Führerscheinregister einzutragen. Sobald in diesem Fall der Produktionsauftrag für den Führerschein für 
die bestandene(n) Klasse(n) oder Unterklasse(n) erteilt wird, gilt der Antrag für die andere(n) Klasse(n) 
oder Unterklasse(n) als zurückgezogen. 

(12) Im Fall der Ausdehnung auf andere Klassen oder Unterklassen und der Erteilung der Lenkbe-
rechtigung gemäß § 23 Abs. 3 FSG hat der Kandidat spätestens nach Bestehen der praktischen Prüfung 
bekanntzugeben, ob er den bisherigen Führerschein bis zur Ausstellung des neuen Führerscheines behal-
ten möchte. Entscheidet sich der Kandidat, den bisherigen Führerschein abzugeben, so hat der Fahrprüfer 
diesen entgegenzunehmen und binnen drei Tagen bei der Behörde abzuliefern. Der vorläufige Führer-
schein hat auch jene Klassen oder Unterklassen zu enthalten, die der Kandidat bereits besessen hat. Die 
Entscheidung des Kandidaten ist gemeinsam mit dem Prüfungsergebnis vom Fahrprüfer in das Führer-
scheinregister einzutragen. 

(13) Der vorläufige Führerschein und das Kostenblatt sind vor der praktischen Prüfung von der 
Fahrschule oder - sofern der Kandidat eine solche nicht besucht hat - von der Behörde vorzubereiten. 

(14) Der Fahrprüfer hat dem Kandidaten im Fall der bestandenen Fahrprüfung ein Kostenblatt ge-
mäß Anlage 3 auszuhändigen, wobei der Zahlschein auch im oberen Drittel des Kostenblattes enthalten 
sein kann. Der Kandidat ist darüber in Kenntnis zu setzen, dass die auf dem Kostenblatt ausgewiesenen 
Gebühren unter Angabe der Antragsnummer zu entrichten sind. Mit der Inanspruchnahme der jeweiligen 
behördlichen Leistung wird die Gebühr fällig, sie ist jedoch erst nach erfolgreichem Absolvieren der 
praktischen Fahrprüfung für diese oder eine andere Klasse oder Unterklasse zu entrichten. Wurden meh-
rere Lenkberechtigungsklassen oder –unterklassen beantragt, aber nicht alle bestanden (Abs. 11 dritter 
Satz), so werden die Gebühren bis zum Erwerb aller beantragter Lenkberechtigungsklassen, höchstens 
aber 18 Monate gestundet, wenn der Kandidat keine sofortige Ausstellung eines Führerscheines wünscht. 
Spätestens 18 Monate nach der letzten Fahrprüfung sind alle noch nicht beglichenen Gebühren mit Be-
scheid vorzuschreiben.“ 

7. § 9 Abs. 1 Z 3 und 3a lauten: 
 „3. seit mindestens fünf Jahren die Lenkberechtigung für die Klasse B besitzt, 
 3a. entweder 
 a) seit mindestens drei Jahren die Lenkberechtigung für die Klasse besitzt, für die er die Fahrprü-

fung abnehmen will oder 
 b) die Lenkberechtigung für die Klasse besitzt, für die er die Fahrprüfung abnehmen will und 

zumindest zwei Jahre als Fahrprüfer für die Klasse B tätig war,“ 

8. § 11 Abs. 2 erster Satz lautet: 
„Die Fahrprüfer sind vom Landeshauptmann oder von einer von ihm bestellten Stelle über Anforderung 
der Fahrschulen oder Behörden für die Fahrprüfungen einzuteilen.“ 
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9. § 14 Abs. 1 lautet: 
„(1) Zur theoretischen und praktischen Fahrprüfung ist ein Kandidat nur zuzulassen, wenn er seine 

Identität mit einem Lichtbildausweis gegenüber der Aufsichtsperson und dem Fahrprüfer nachgewiesen 
hat.“ 

10. § 15 Abs. 2 erster Satz lautet: 
„Sagt der Prüfungswerber sein Antreten zur praktischen Fahrprüfung nicht vor dem Kalendertag, an dem 
die praktische Fahrprüfung stattfinden soll bei der Fahrschule, bei der Behörde oder der vom Landes-
hauptmann bestellten Stelle ab, so sind 50 vH der in Abs. 1 Z 2 und 3 genannten Prüfungsgebühr einzu-
heben oder einzubehalten.“ 

11. In § 15 wird folgender Abs. 5 angefügt: 
„(5) Die Prüfungsgebühr ist gemeinsam mit den sonstigen anhand des Lenkberechtigungserteilungs-

verfahrens anfallenden Gebühren am Kostenblatt auszuweisen. Die Herstellung des Führerscheines darf 
erst veranlasst werden, wenn alle bislang angefallenen Gebühren, einschließlich jener fälliger Gebühren-
teile, die für jene Klassen oder Unterklassen  angefallen sind, die vorerst nicht erteilt werden, entrichtet 
wurden.“ 

12. § 17 Abs. 1 und 2 entfallen. 

13. Dem § 18 wird folgender Abs. 8 angefügt: 
„(6) Es treten in Kraft: 

 1. § 1 Abs. 3 und § 2 Abs. 2 jeweils in der Fassung BGBl. II Nr. 65/2006 mit 1. April 2006; 
 2. § 6 Abs. 8, Abs. 11, 12 und 14, § 15 Abs. 5 und Anlage 2 und 3 jeweils in der Fassung BGBl. II 

Nr. 65/2006 mit 1. März 2006; 
 3. § 3 Abs. 5, § 6 Abs.1a, § 6 Abs. 13, § 11 Abs. 2, § 14 Abs. 1, § 15 Abs. 2 jeweils in der Fassung 

BGBl. II Nr. 65/2006 mit 1. Oktober 2006.“ 

14. Die bisherige Anlage erhält die Bezeichnung „Anlage 1“ und folgende Anlagen 2 und 3 werden ange-
fügt: siehe Anlagen. 

Gorbach 




	bundesgesetzblatt

		2017-11-27T15:07:17+0100
	serialNumber=1026761,CN=Bundeskanzleramt,C=AT
	Informationen zur Prüfung finden Sie unter http://www.signaturpruefung.gv.at




